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Basis Der BaWü-Check ist eine
Umfrage im Auftrag der baden-
württembergischen Tageszei-
tungen, durchgeführt vom Ins-
titut für Demoskopie Allens-
bach. Insgesamt beteiligen
sich 45 Zeitungsverlage.

Zeitraum Im November und
Dezember wurden in Baden-

Württemberg 1021 Menschen
in einem repräsentativen Quer-
schnitt der baden-württember-
gischen Bevölkerung ab 16
Jahren befragt. Die Befragten
sind Teil eines Online-Panels,
die Stichprobe wurde durch
eine nach Geschlecht, Alter,
Schulabschluss und Regie-
rungsbezirk geschichtete Zu-

fallsauswahl gezogen. Die ge-
wichtete Stichprobe orientiert
sich am Mikrozensus 2023.

Fragebogen Die für die Befra-
gung ausgewählten Personen
bekamen per E-Mail eine Einla-
dung zur Teilnahme und füll-
ten einen Online-Fragebogen
mit 15 Fragen aus. red

Hintergrund zum BaWü-Check

Wie die wirtschaftliche Krise das Denken der Menschen prägt
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Welche Auswirkungen hat die schlechtere
wirtschaftlichen Lage bereits auf Sie?

achte beim Einkaufen
mehr auf den Preis

schränke mich ein
und lebe sparsamer

verschiebe größere
Anschaffungen

Arbeitsplatzsorgen von
Familienangehörigen

Arbeitsplatzverlust von
Familienangehörigen

habe meinen Arbeits-
platz verloren

nichts davon

Bevölkerung
insgesamt

Menschen, die sich
Sorgen um ihren

Arbeitsplatz machen

mein Arbeitgeber hat
wirtschaftliche Nöte

mache mir Sorgen um
meinen Arbeitsplatz

Angaben in Prozent*

Die Lage der Automobilindustrie in Baden-Württemberg beunruhigt Sie wie stark?

Angaben in Prozent

Ein zweites Detroit? Droht Stuttgart ein
wirtschaftlicher Niedergang, wenn sich die
Lage der Autoindustrie nicht verbessert?

ja, das glaube ich
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pessimistisch

Grüne CDU SPD FDP AFD Linke

55 %

68
63

80 83

56

starksehr stark gar nichtweniger stark

10274017

9144130

50

49

48

48

42

34

31

27

22

„Wo sehen Sie die wichtigsten Gründe für
die schwierige Lage der Autoindustrie?

wachsende Konkurrenz
ausländischer Hersteller

die Bürokratie
in Deutschland

Fehlentscheidungen der
Politik in Deutschland

hohe Energiepreise

chines. Subventionen
für E-Auto-Hersteller

hohe Lohnkosten

EU-Vorgaben, wie z.B.
das Verbrennerverbot

Managementfehler
der Autohersteller

Lieferschwierigkeiten

Angaben in Prozent*

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 16 Jahre Quelle: Allensbach, IfD-Umfrage 6195/IGrafiken: Krause, Zapletal
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Macht die Landesregierung Ihrer Meinung nach genug, um Baden-Württemberg
als Wirtschaftsstandort zu stärken?

Wie gut werden Kinder in Baden-Württembergs Schulen auf das Berufsleben vorbereitet?

nein, macht
nicht genug
68

Nein, macht nicht genug nach Wählern von:

gesamte Bevölkerung Eltern von Schulkindern

ja, macht genug
16

unentschieden
16

%

Autos von deutschen Herstellern sind oft
teurer als Autos von anderen Herstellern.
Wie würden Sie sich im Zweifel entscheiden?
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deutsches
Fabrikat
39

39
für ein

ausländisches
Fabrikat

unentschieden
22

unentschieden
23

%

unentschieden
11

unentschieden
6

%%

gut
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gar nicht
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16
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weniger
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n Von Matthias Schiermeyer

Oberndorf. Über Jahrzehnte
waren die Automobil- und Zu-
lieferindustrie und derMaschi-
nenbau die Garanten einer flo-
rierenden baden-württember-
gischen Wirtschaft. Wenn aus-
gerechnet in den einstigen
Hochburgen der Stabilität im
großen Stil Personalabbau be-
triebenwird,machtdaswasmit
den Menschen. Ein erheblicher
Teil sieht dahinrinnen, was das
Land stark gemacht hat.
Jeder kann verfolgen, wie

Mercedes-Benz, Porsche sowie
die Zuliefererkonzerne Bosch,
ZF & Co. ins Straucheln kom-
men. Am eindrücklichsten
macht sich dies im neuen Ba-
Wü-Check der baden-würt-
tembergischen Tageszeitun-
genanderFrage fest,obderRe-
gion Stuttgart ein Szenario
droht wie der US-Autostadt
Detroit (Michigan), sofern sich
die Lage in der Automobil-
industrie nicht verbessert. Be-
merkenswerte 45 Prozent hal-
ten dies für möglich, wie das
Institut für Demoskopie Al-
lensbach feststellt. Lediglich
knapp jeder Dritte hält dies für
zu pessimistisch. Entspre-
chend zeigen sich 57 Prozent
der Befragten über die Lage der
Automobilindustrie stark oder
sehr stark beunruhigt. Unter
denjenigen Beschäftigten, die
die Sicherheit des eigenen
Arbeitsplatzes im Blick haben,
geben sogar 71Prozent an,dass
sie stark oder sehr stark beun-
ruhigt sind.

„Wer eine negative Bilanz
der eigenen wirtschaftlichen
Lage zieht, der bewertet auch
die wirtschaftliche Lage des
Landes negativer, als das der
Durchschnitt der Bevölkerung
tut“, sagt die Geschäftsführerin
des Allensbacher Instituts, Re-
nate Köcher. Insofern lässt sich
auch ein erstaunlicher Wandel
im Meinungsbild der Baden-
Württemberger erkennen: Vor-
mals zeigte die Mehrheit der
Bevölkerung zwar besorgt, aber
kaum persönlich von der Krise
betroffen. Nun hat sich der
Kreis derer, die Konsequenzen
für ihrenArbeitsplatz fürchten,
deutlich vergrößert.
Der Stimmungswandel

führt zu einem veränderten
Konsumverhalten. Zwei Drittel
der Bevölkerung achten nach
eigenenAngabenbeimEinkau-
fen derzeit mehr auf den Preis,
knapp jeder Zweite versucht
sich generell einzuschränken,
und fast jederDritte hat zuletzt
größereAnschaffungenvorerst
verschoben.
Die Probleme des Arbeits-

marktes rücken näher an die
Bevölkerung heran: 16 Prozent
wissen vonAngehörigen zu be-
richten, die sich Sorgen um
ihren Arbeitsplatz machen,
weitere sieben Prozent haben
Familienangehörige, die ihren
Jobverlorenhaben.JederZehn-
te macht sich auch Sorgen um
die Sicherheit des eigenen
Arbeitsplatzes, unter den Be-

rufstätigen sind es 15 Prozent.
Drei Prozent haben ihren
Arbeitsplatz bereits verloren.
Köcher relativiert jedoch: Der
Anteil der Erwerbstätigen, die
um ihren Arbeitsplatz fürch-
ten, sei deutlich niedriger als
beispielsweise nach der Jahr-
tausendwende, was trotz Wirt-
schaftsflauteaneinemnochre-
lativ robusten Arbeitsmarkt
liege. „Die große Mehrheit
rechnetmit einemnurmodera-
ten Anstieg der Arbeitslosig-
keit“, soKöcher.
Die Mehrheit der Arbeit-

nehmer wäre dennoch bereit,
Einschränkungen für den Er-
halt des eigenen Jobs inKauf zu
nehmen, falls er gefährdet wä-
re: So würde es knapp jeder
zweite Arbeitnehmer akzeptie-
ren, sich umschulen zu lassen
oder eine Fortbildung zu ma-
chen, um den eigenen Arbeits-
platz zu erhalten.
Jeweils 37 Prozent könnten

sich vorstellen, ihreArbeitszei-
ten zu verlängern oder Kurz-
arbeit zu machen; knapp jeder
Viertewäre bereit, auf Urlaubs-
tage zu verzichten. Eine Min-
derheit von neun Prozent hin-
gegen würde Lohnkürzungen
akzeptieren, um den Job zu er-
halten. Und lediglich 15 Pro-
zent der Arbeitnehmer wären
gar nicht zu Zugeständnissen
bereit.SpeziellBerufstätigeaus
den unteren Einkommens-
gruppen würden Einschrän-
kungenwenigerakzeptierenals
Berufstätige aus den mittleren
oder höheren Einkommensstu-
fen.
Dass die Krise ins Bewusst-

sein eindringt, zeigt sich auch
daran, dass der Kreis derer, die
für die kommenden fünf Jahre
mitWohlstandseinbußen rech-
nen,kontinuierlichwächst.Ak-
tuell befürchten schon 28 Pro-
zent der Bevölkerung eine Ver-
schlechterung ihrer materiel-
len Situation.
In einer bundesweiten Be-

fragung des Allensbach Insti-
tuts imMai lag der Anteil noch
bei 16 Prozent, damit deutlich
niedriger. Doch glaubt die
Mehrheit nach wie vor nicht,
dass sich ihre materielle Lage
nennenswert verschlechtert.

Rund die Hälfte der Jugend
ist optimistisch
Da lohntaber auchderBlickauf
die Altersgruppe: In der jungen
Generation geht rund die Hälf-
tedavonaus,dasssich ihreöko-
nomische Lage verbessernwird
–bei den über 60-Jährigen sind
es nur zehn Prozent. Vier Mo-
nate vor den Landtagswahlen
imSüdwestenüberraschtnicht,
dass dasWahlverhalten vonder
aktuellen Misere geprägt sein
dürfte.68Prozentmeinen,dass
die Landesregierung mehr tun
müsste, um den Wirtschafts-
standort zu stärken. Über-

durchschnittlich sind die An-
hänger vonAfDund FDPdavon
überzeugt, unterdurchschnitt-
lich die Anhänger von SPD,
GrünenundLinken.
Entsprechend skeptisch

wird Landeswirtschaftsminis-
terin Nicole Hoffmeister-Kraut
(CDU, Balingen) bewertet: Von
denen, die die Ministerin ken-
nen, beurteilen 34 Prozent die
Arbeit der Politikerin positiv,
während ihr 22 Prozent eine
„weniger gute“ und 21 Prozent
„keine gute“Arbeit attestieren.
Rund jeder Vierte traut sich in
dieser Frage kein Urteil zu. Be-
sonderskritischäußernsicher-
neut die potenziellen Wähler
von AfD und FDP, während das
Urteil der Anhänger der Regie-
rungsparteien,GrüneundCDU,
überwiegendpositiv ausfällt.
Die Erwartungen an das Bil-

dungssystem, als Weg in eine
bessere Zukunft, sind hoch. An
derSpitzederForderungenste-
hen Integrationsmaßnahmen
und eine bessere Vorbereitung
auf das Berufsleben.60Prozent
erwarten den Einsatz für ver-
pflichtende Deutschkurse zu-
gunsten von Schülerinnen und
Schülern mit Sprachproble-
men, 59 Prozent fordern, dass
Kinder und Jugendliche in den
Schulenmehr auf das Berufsle-
ben vorbereitet werden, und 50
Prozent werben für die Sanie-
rungmaroder Schulbauten.

Wunsch nach effektiverer
Werbung für Ausbildungen
Knapp jeder Zweite sieht es als
zentrale Aufgabe der Bildungs-
politik an, für eine bessere digi-
tale Ausstattung der Schulen
sowie für weniger Stundenaus-
fall zu sorgen. Vier von zehn
Bürgern halten es zudem für
besonders wichtig, dass der
Wert von Ausbildungsberufen
erhöht wird, damit sich mehr
Schüler für eine Lehre ent-
scheiden, ebenso viele wün-
schen sich kleinere Klassen.
Auch die Förderung von leis-
tungsschwächeren Schülern
sowie die Integration von aus-
ländischen Schülern halten
viele für elementar.BeimÜber-
gang von der Schule in den Be-
ruf hapert es offenkundig – die
Wirtschaftwirbt schonseit Jah-
ren darum, mehr Einfluss auf
die berufliche Orientierung der
Schüler zu gewinnen. Erfolge
stellen sich nur langsam ein.
Auch die große Mehrheit der
Befragtenhat denEindruck,die
Schulen im Südwesten würden
unzureichend auf das Berufsle-
ben vorbereiten: 60 Prozent
sind davon überzeugt, dass die
Kinder weniger oder gar nicht
gut auf den Wechsel einge-
stimmt werden; lediglich 29
Prozent halten die Anstren-
gungen der Schulen in dieser
Hinsicht für gut oder sehr gut.
→ Leitartikel

Ängste um den Arbeitsplatz kommen näher
Die kritische Lage vor allem der Industrie führt zu deutlichen Einschränkungen bei einem Gutteil der Menschen in Baden-Württemberg.
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Volle Arbeitskraft: Schmierbohrung an einem Exzenterrad Foto: dpa


